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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Thomas 
Mütze, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, 
Dr. Sepp Dürr, Verena Osgyan und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Nachtragshaushaltsplan 2018; 
hier: Förderung der Zivilgesellschaft und Koordinierungsstelle 

Demokratie 
 (Kap. 02 01 neue TG) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Nachtragshaushalts 2018 wird folgende Änderung vor-
genommen: 

In Kap. 02 01 wird eine neue TG „Förderung der Zivilgesellschaft“ 
eingefügt und mit 1,3 Mio. Euro ausgestattet.  

Mit den Mitteln werden eine Koordinierungsstelle Demokratie und ein 
Landesprogramm zur Förderung der Zivilgesellschaft eingerichtet.  

Dazu werden eine Planstelle der Besoldungsgruppe A 15 (Regie-
rungsdirektor, Regierungsdirektorin) und vier Planstellen der Besol-
dungsgruppe A 13 (Regierungsrat, Regierungsrätin) neu ausgebracht. 

Die Ergänzung des Stellenplans erfolgt über das Nachtragshaushalts-
gesetz. 

Die Finanzierung erfolgt über entsprechend höhere Einnahmen in 
Kap. 13 06 Tit. 359 01. 

 

 

Begründung: 

Die „Koordinierungsstelle Demokratie“ soll das Verwaltungshandeln 
für Demokratie und gegen Rechtsextremismus, Rassismus sowie 
weitere Formen der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit über 
alle Ebenen hinweg koordinieren, alle Verwaltungsebenen bezüglich 
der Problemfelder Rassismus und gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit sensibilisieren und die Verwaltung darüber hinaus mit der Zi-
vilgesellschaft vernetzen. Das eigenständige Landesprogramm zur 
Stärkung der Zivilgesellschaft orientiert sich an dem Bundesprogramm 
„Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und 
Menschenfeindlichkeit“ und unterstützt freie Träger und Initiativen in 
ihren Bildungs- und Präventionsmaßnahmen für ein vielfältiges, ge-
waltfreies und demokratisches Miteinander. Im Rahmen der Subsidia-
rität sollen zukünftig das Engagement von Bürgerinnen und Bürger 
vor Ort gefördert werden, Raum für Qualifizierung und wo nötig zur 
Professionalisierung geschaffen werden.  

 


